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waltung von den Bestimmungen dieser Konvention befreien, 
solange sie solche Fahrten durchführen, wenn die Regierungen 
der Staaten, in denen diese Häfen liegen, überzeugt sind, daß 
wegen der geringen Gefahr oder der besonderen Bedingun­
gen des Reiseweges zwischen diesen Häfen die Anwendung 
der Bestimmungen dieser Konvention auf Schiffe in diesem 
Verkehr nicht vertretbar oder undurchführbar ist.

(2) Die Verwaltung darf ein Schiff, das neuartige Merkmale 
aufweist, von Bestimmungen dieser Konvention befreien, 
deren Anwendung Untersuchungen über die Entwicklung die­
ser Neuerungen und ihren Einbau auf Schiffen, die in der 
Auslandfahrt eingesetzt sind, ernstlich behindern könnte. Ein 
solches Schiff muß jedoch den Sicherheitsforderungen entspre­
chen, die nach Ansicht der betreffenden Verwaltung im Hin­
blick auf den vorgesehenen Einsatz des Schiffes angemes­
sen sind, die Gesamtsicherheit des Schiffes gewährleisten und 
für die Regierungen der Staaten, die das Schiff anlaufen soll, 
annehmbar sind.

(3) Die Verwaltung, die eine Befreiung nach den Absätzen 1 
und 2 dieses Artikels gewährt, muß der Zwischenstaatlichen 
Beratenden Seeschiffahrts-Organisation (im folgenden als 
„Organisation“ bezeichnet) Einzelheiten über die Befreiung 
und die dafür maßgeblichen Gründe mitteilen, die die Or­
ganisation an die Vertragsregierungen zur Information wei­
terleitet.

(4) Muß ein Schiff, das für gewöhnlich nicht in der Ausland­
fahrt eingesetzt ist, auf Grund außergewöhnlicher Umstände 
eine einzelne Auslandfahrt unternehmen, darf es die Verwal­
tung von jeder Forderung dieser Konvention befreien, wenn 
es den Sicherheitsforderungen entspricht, die die Verwaltung 
in bezug auf die von dem Schiff auszuführende Reise für 
angemessen hält.

A r t i k e l  7 

4 Höhere Gewalt
(1) Unterliegt ein Schiff bei Antritt einer Reise nicht den 

Bestimmungen dieser Konvention, unterliegt es ihnen auch 
dann nicht, wenn es wegen Schlechtwetters oder sonstiger 
höherer Gewalt vom vorgesehenen Reiseweg abweicht.

(2) Bei der Anwendung der Bestimmungen dieser Konven­
tion müssen die Vertragsregierungen die durch Schlechtwet­
ter oder sonstige höhere Gewalt verursachten Abweichungen 
oder Verzögerungen eines Schiffes gebührend berücksichti­
gen.

A r t i k e l  8 
Gleichwertiger Ersatz

(1) Die Verwaltung darf genehmigen, daß auf einem Schiff 
andere Einrichtungen, Werkstoffe, Vorrichtungen oder Geräte 
eingebaut werden oder daß eine andere Vorkehrung getroffen 
wird, als in dieser Konvention vorgeschrieben ist, wenn sie 
durch Erprobungen oder auf andere Weise davon überzeugt 
wird, daß die betreffenden Einrichtungen, Werkstoffe, Vor­
richtungen oder Geräte oder die betreffende Vorkehrung min­
destens ebenso wirksam wie die in der Konvention vorge­
schriebenen sind.

(2) Die Verwaltung, die andere Einrichtungen, Werkstoffe, 
Vorrichtungen oder Geräte oder eine andere Vorkehrung ge­
nehmigt, als in dieser Konvention vorgeschrieben ist, muß 
der Organisation Einzelheiten darüber sowie einen Bericht 
über die durchgeführten Erprobungen zur Weiterleitung an 
die Vertragsregierungen übermitteln.

A r t i k e l  9 
Genehmigungen zu Versuchszwecken

(1) Diese Konvention hindert eine Verwaltung nicht, für ein 
Schiff, für das die Konvention gilt, Sondergenehmigungen für 
Versuchszwecke zu erteilen.

(2) Eine Verwaltung, die eine solche Genehmigung erteilt, 
muß der Organisation Einzelheiten darüber zur Weiterleitung 
an die Vertragsregierungen übermitteln.

A r t i k e l  10 
Reparaturen, Änderungen und Umbauten

(1) Ein Schiff, an dem Reparaturen, Änderungen oder Um­
bauten sowie damit zusammenhängende Ausstattungsarbeiten 
vorgenommen werden, muß danach mindestens den zuvor 
für das Schiff geltenden Forderungen entsprechen. In diesem 
Fall muß ein vorhandenes Schiff in der Regel den Forderun­
gen an ein neues Schiff mindestens in demselben Umfang 
entsprechen wie zuvor.

(2) Größere Reparaturen Änderungen und Umbauten sowie 
damit zusammenhängende Ausstattungsarbeiten müssen den 
Forderungen an ein neues Schiff insoweit entsprechen, wie 
es die Verwaltung für vertretbar und durchführbar hält.

A r t i k e l  11 
Zonen und Gebiete

(1) Ein Schiff, für das diese Konvention gilt, muß den For­
derungen entsprechen, die in dan in Anlage II beschriebenen 
Zonen und Gebieten auf dieses Schiff anwendbar sind.

(2) Ein auf der Grenze zweier Zonen oder Gebiete liegen­
der Hafen gilt als innerhalb der Zone oder des Gebietes ge­
legen, aus denen das Schiff kommt oder in die es fährt.

A r t i k e l  12 
Eintauchen

(1) Mit Ausnahme der in den Absätzen 2 und 3 dieses Ar­
tikels vorgesehenen Fälle dürfen die jeweiligen, der Jahres­
zeit und der Zone oder dem Gebiet, in denen sich das Schiff 
befindet, entsprechenden Lademarken an den Schiffsseiten 
niemals unter Wasser liegen, weder beim Auslaufen noch 
während der Reise oder bei Ankunft des Schiffes.

(2) Befindet sich ein Schiff in Frischwasser von Einheits­
dichte, darf die entsprechende Lademarke um den im Inter­
nationalen Freibordzeugnis (1966) angegebenen Frischwasser­
abzug unter Wasser liegen. Bei einer anderen Dichte als 
der Einheitsdichte muß ein Abzug proportional dem Unter­
schied zwischen 1,025 und der vorhandenen Dichte vorgenom­
men werden.

(3) Verläßt ein Schiff einen Hafen, der an einem Fluß oder 
Binnengewässer liegt, ist ein Tieferladen entsprechend der 
Masse des Treibstoffes und aller anderen Betriebsstoffe zu­
lässig, die für den Verbrauch zwischen dem Auslaufhafen 
und der See erforderlich sind.

A r t i k e l  13 
Besichtigung, Überprüfung und Anmarken

Die Besichtigung, die Überprüfung und das Anmarken vom 
Schiffen müssen, soweit es sich um die Durchsetzung der Be­
stimmungen dieser Konvention und die Gewährung von Be­
freiungen davon handelt, durch Bedienstete der Verwaltung 
erfolgen. Die Verwaltung darf jedoch die Besichtigung, die 
Überprüfung und das Anmarken entweder für diesen Zweck 
ernannten Besichtigern oder von ihr anerkannten Organisa­
tionen übertragen. In jedem Fall übernimmt die Verwaltung 
die volle Gewähr für die Vollständigkeit und Gründlichkeit 
der Besichtigung, der Überprüfung und des Anmarkens.

A r t i k e l  14 
Erstmalige und regelmäßige Besichtigungen 

und Überprüfungen
(1) Ein Schiff unterliegt folgenden Besichtigungen und 

Überprüfungen:
a) einer Besichtigung vor der Indienststellung des Schiffes, 

die eine vollständige Überprüfung seiner Bauausführung 
und Ausrüstung insoweit umfaßt, wie das Schiff von 
dieser Konvention betroffen wird. Diese Besichtigung 
muß gewährleisten, daß die allgemeine Anordnung, die 
Werkstoffe und die Materialstärken vollständig den For­
derungen dieser Konvention entsprechen;


